Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 


Das Europäische Parlament, 

— in Kenntnis des Vorschlags für eine Entscheidung des Rats 
über die Anpassung der wirtschaftspolitischen Leitlinien für 
1974 (KOM (74) 689 endg.), 

— unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen, insbeson- 
dere auf die vom 13. März 1974 und 15. Mai 1974 ^), 

— in Erwägung der Tendenz der Mitgliedstaaten, einseitige 
von einzelstaatlichen Bedürfnissen ausgehende wirtschafts- 
politische Maßnahmen ohne die vom Vertrag geforderte und 
vom Rat mehrfach beschlossene vorherige Konsultation zu 
ergreifen, 

— in der Erwägung, daß solche Maßnahmen eine Bedrohung 
für den gemeinschaftlichen Besitzstand und die Rolle der 
Kommission auf dem Gebiet der Koordination der Wirt- 
schaftspolitik der Gemeinschaft darstellen, 

— in Kenntnis des Entschließungsantrags des Ausschusses für 
Wirtschaft und Währung (Dok. 129/74), 

1. appelliert an die Mitgliedstaaten, rasch alle Maßnahmen zu 
treffen, die geeignet sind, den zur Zeit bedrohten freien 
Warenverkehr innerhalb der Gemeinschaft wiederherzu- 
stellen und zu gewährleisten; 

2. betrachtet die jüngste Entwicklung als einen Beweis für die 
Verletzlichkeit einer Wirtschaftsintegration, die nicht auf 
entsprechenden Endscheidungsmechanismen beruht; 

3. ist der Ansicht, daß die Lösung der schwerwiegenden wirt- 
schaftlichen Probleme, vor denen die Gemeinschaft steht, 
die Schaffung wirksamerer Entscheidungsmechanismen der 
Gemeinschaft auf dem Wirtschafts- und Währungssektor 
voraussetzt; 


1) s. Amtsblatt Nr. C 40 vom 8. April 1974, S. 23 
2> s. Amtsblatt Nr, C 62 vom 30. Mai 1974, S. 21 
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4. fordert 

a) von der Kommission, daß sie dem Auflösungsprozeß 
der Gemeinschaft durch institutioneile Vorschläge be- 
gegnet, die sie wieder in die Lage versetzen, das ord- 
nungsgemäße Funktionieren und die Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes zu gewährleisten; 

b) vom Rat und den Regierungen der Mitgliedsländer, ge- 
meinschaftlich jede diesbezügliche Aktion der Kommis- 
sion zu unterstützen; 

5. fordert, daß die konjunkturpolitischen Leitlinien unter Be- 
rücksichtigung der im Vertrag gesteckten Ziele auf einer 
nüchternen Beurteilung der wirtschaftlichen und sozialen 
Fakten in den Mitgliedsländern beruhen, die zu konkreten 
Folgerungen und - angesichts der ernsten Lage - zu mutigen 
Empfehlungen führt; 

6. erinnert den Rat an die Verpflichtungen, die er mit seinen 
Entschließungen über die Ingangsetzung und Weiterführung 
der Wirtschafts- und Währungsunion gegenüber der euro- 
päischen Öffentlichkeit übernommen hat; 

7. fordert den Rat auf, überzeugender als bisher der Besorgnis 
des Europäischen Parlaments über den Zustand der Ge- 
meinschaft durch eine zielbewußte Integrationspolitik in 
Richtung auf die Verwirklichung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion Rechnung zu tragen; 

8. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat 
und der Kommission der Europäischen Gemeinschaften so- 
wie den Parlamenten und Regierungen der Mitgliedstaaten 
zu übermitteln. 
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